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1
Soziale Kohäsion als 
Erfolgsfaktor im Aufbau Ost

Nach dem starken Rückgang an Industrie-
beschäftigten in der Nachwendezeit konn-
te das verarbeitende Gewerbe Ostdeutsch-
lands seit Mitte der 1990er Jahre langsam
wieder Tritt fassen: Umsätze, Exportquoten
und Produktivität konnten gesteigert, Qua-
lität gesichert und zusätzliche Märkte er-
schlossen werden. Seit 1996 verzeichnet die
Industrie sogar – gegen den gesamtdeut-
schen Trend – wieder (leichte) Zuwächse
an Personal. Auch wenn die Industriedich-
te selbst in den Freistaaten Sachsen und
Thüringen noch unter dem westdeutschen
Durchschnitt liegt und kleine bzw. mittlere
Firmen dominieren, weist das verarbeiten-
de Gewerbe in Ostdeutschland mittlerwei-
le eine hohe Wettbewerbsfähigkeit auf. Ei-
ne Vielzahl von Unternehmen, etwa im
Maschinen- und Werkzeugbau, der Che-
mischen Industrie, der Metallverarbeitung,
der optischen Industrie, der Nahrungsmit-
telindustrie, der Fahrzeug- und entspre-
chenden Zulieferindustrie, können mit
modernen Anlagen, hochwertigen Produk-
ten und flexiblen Arbeits- und Organisa-
tionsstrukturen aufwarten und oftmals
Kostenvorteile gegenüber alteingesessenen
westdeutschen Mitbewerbern geltend ma-
chen. Alles in allem kann man sagen: Stün-
den den neuen Ländern in den nächsten
zwanzig Jahren ähnliche Rahmenbedin-
gungen zur Verfügung wie in den vergan-
genen zehn Jahren, wäre die Hoffnung auf
den Aufbau einer eigenen industriellen

nalwirtschaftliches Paradies“2 (Behr/Engel
2001) bezeichnen. Neben dieser arbeits-
marktbedingten Machtasymmetrie sind
die schwächere gewerkschaftliche Infra-
struktur, die geringere Konfliktfähigkeit
von Arbeitnehmervertretungen und der
geringere Anteil von Betriebsräten eine we-
sentliche Ursache für die strukturelle
„Schwächung der Arbeitnehmerposition“
(Artus et al. 2001).

In der Beschreibung der sozialen Ver-
fasstheit ostdeutscher Industriebetriebe
nach der Wende wird – trotz transforma-
tionsbedingter Tendenzen zur „Verzwe-
ckung“ der Sozialbeziehungen (Aderhold/
Heidenreich 1994) – auf die besondere
Kohäsivität und hohe Konsensorientierung
hingewiesen (Schmidt/Artus 1998; Artus
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Wertschöpfungsbasis und damit auf ein
„Ende der Transferökonomie“ durchaus
realistisch.

Neben den spezifischen Förderbedin-
gungen und den stark modernisierten
technischen Anlagen war die gute Human-
kapitalbasis eine zentrale Rahmenbedin-
gung für die Konsolidierung und Ent-
wicklung der Industriesubstanz. Die ost-
deutschen Industrieunternehmen verfügen
über durchschnittlich höhere Anteile an
Ingenieuren und Facharbeitern als west-
deutsche Unternehmen. Deutlich geringer
ist der Anteil an Ungelernten (Lutz 2008).
Zudem profitieren sie von engagierten Mit-
arbeitern, die gerade in den Jahren nach
der Wende durch Leistungsbereitschaft
und Leidensfähigkeit sowie eine hohe Iden-
tifikation mit Beruf und Betrieb wesentlich
zu den bilanzierbaren Erfolgen beigetragen
haben. Die Aktivierung von Ressourcen,
die letztlich auch eine spezifische „flexible
Hochleistungsarbeitsgesellschaft Ost“ ge-
neriert, steht ihrerseits vor dem Hinter-
grund der Erfahrung massenhafter Zwangs-
entschleunigter, die Opfer des Transforma-
tionsprozesses wurden.

Die arbeitspolitischen Rahmenbedin-
gungen in den Unternehmen waren nach
der unsicheren Privatisierungs- und Aus-
gründungsphase durch eine dauerhafte
Machtasymmetrie zugunsten der Arbeitge-
berseite geprägt.Während der Arbeits- und
Ausbildungsmarkt für Arbeitnehmer und
Ausbildungsplatzsuchende durch hohe Ar-
beitslosigkeit und hohe Eintrittsbarrieren,
geringe Jobalternativen und unsichere
Übernahmeerwartungen gekennzeichnet
waren, lassen sich die Rahmenbedingun-
gen für Unternehmer regelrecht als „perso-
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2 Ein Unternehmer kommentiert dies so: „Wissen
Sie, die Leute gehen nicht, man muss sich eigent-
lich nicht sehr bemühen. Auch der höhere Lohn,
der in der direkten Nachbarschaft Bayerns bezahlt
wird, stellt kein Problem dar. Wir haben ja fast nur
Beschäftigte über 35. Die haben alle Familie, die
Frauen arbeiten hier und die Mobilität ist sehr ge-
ring. Ich habe hier ausgezeichnete Fachkräfte in
der Firma, und die gehen auch nicht“ (Behr 2000b,
S. 106).
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et al. 2001; Hinz 1998; Behr 2000b). Die
Belegschaften lassen sich als „Notgemein-
schaften“ charakterisieren, deren Beschäf-
tigungsinteressen und Anerkennungsbe-
dürfnisse zunächst durch die in Kleinbe-
trieben vorherrschenden paternalistischen
Führungsstrukturen befriedigt werden.
Zudem werden die Mitarbeiter in den Un-
ternehmen für die kollektive Kränkung
über den Bedeutungsverlust des Sozialsta-
tus „Facharbeiter“ zunächst durch ein ho-
hes Maß an Berufskontinuität und den Er-
halt von Kollegialität und betrieblicher Ge-
meinschaftlichkeit entschädigt.

Die zentrale Geschäftsgrundlage des
„Nachwendearrangements“ zwischen Be-
legschaften und Unternehmensleitung lässt
sich als „impliziter Pakt“ kennzeichnen:
„Opferbereitschaft“  in Form von Lohnzu-
rückhaltung, die Akzeptanz schwerer Ar-
beitsbedingungen mit hohen Belastungs-
spitzen und eingeschränkte Mitbestim-
mungsrechte werden quasi „getauscht“ ge-
gen relative Beschäftigungssicherung und
den Erhalt der Arbeits- und Kollegenbezie-
hungen. Die „Bleiber“ in den Unterneh-
men (Lutz 1996) waren bereit, ihren Preis
für die doch relativ hohe beschäftigungs-
politische Stabilität, für ihr „Normalitäts-
refugium“ (Schmidt 1995) im Chaos der
Umbrüche in den Betrieben und Erwerbs-
biografien nach der Wende zu bezahlen.

2
Gegenläufige Tendenzen:
Modernisierungsblockaden

Bei der Betonung der („notgemeinschaftli-
chen“) Gemeinsamkeiten zwischen Ge-
schäftsführung und Belegschaft besteht je-
doch die Gefahr, die Interessengegensätze
zu unterschlagen. Die Stammbelegschaften
behalten in den 1990er Jahren zwar eine
„relative Beschäftigungssicherheit“, aber
das Gefühl der Machtasymmetrie im Sinne
unterschiedlicher externer Optionen nimmt
zu. Aus einer Reihe von Betriebsfallstudien
aus den Jahren 2004 bis 2005 (Behr et. al.
2005) gewannen wir den Eindruck, dass die
„Paktstruktur“ der Nachwendezeit allmäh-
lich erodiert. Während die Geschäftsführer
ihre Herrschaftslegitimation immer noch
aus der „Ermöglichung von Beschäftigung“
ableiten, verspüren insbesondere die älte-
ren Beschäftigten eine zunehmende Unzu-
friedenheit über die Bedingungen, die sie
dafür in Kauf nehmen müssen. Die Mitar-

beiter in den Betrieben haben das Gefühl,
dass sie zwar zum Erfolg des Unterneh-
mens engagiert beitragen, für sie aber dabei
zuwenig herumkommt. Fehlende betrieb-
liche Frühwarnsysteme und die Tatsache,
dass in vielen Unternehmen keine einzige
Kündigung durch einen Beschäftigten ver-
anlasst wurde, ließen die trügerische Auf-
fassung entstehen, es sei alles in Ordnung:
„Seit der Wende hat kein Mitarbeiter den
Betrieb verlassen.Aber nicht, weil es hier so
toll ist, sondern weil man anderswo nicht
mehr rein kommt. Die Geschäftsführung
verwechselt jedoch Mangel an Alternativen
mit Loyalität“, so schildert ein Facharbeiter
in einem metallbearbeitenden Unterneh-
men die fehlenden Arbeitsmarktoptionen
als Ursache für Ruhe im Betrieb.

Vieles spricht inzwischen dafür, dass
die arbeits- und interessenpolitische Mo-
dernisierungsblockade zu einem ernsten
Problem der Reproduktion des „Erfolgs-
faktors Facharbeit“ werden könnte, weil die
betrieblichen Anreizsysteme und Koopera-
tionskulturen, das Entlohnungsniveau und
die Beteilungsstrukturen für die „Genera-
tion nach dem personalwirtschaftlichen
Umbruch“ nicht hinreichend attraktiv
sind. Noch zehren große Teile der Unter-
nehmen in den neuen Bundesländern von
qualifikatorischen und sozialisatorischen
Ressourcen, die aus der DDR-Zeit stam-
men sowie von betriebspolitischen Voraus-
setzungen, die sich der Startmotivation
nach der Wende verdanken. Doch weder
hinsichtlich der Entwicklung des Human-
kapitals, der demografischen Struktur 
(Altersaufbau und betriebliche Generatio-
nenpolitik) noch mit Blick auf die demo-
kratische Verfassung, also die betrieblichen
Arbeits- und Kooperationskulturen, die
betrieblichen Anreizsysteme und die Leis-
tungsentlohnung scheinen die Unterneh-
men in der Fläche zukunftsfähig. Ost-
deutschland könnte sich auf halber Weg-
strecke zum Ziel der Angleichung als eine
Überlebensgesellschaft mit eingeschränk-
ter Zukunftsfähigkeit erweisen. Spätestens
zwanzig Jahre nach der Wende ist die ost-
deutsche Wirtschaftsgesellschaft in drama-
tischer Weise mit den Unterlassungen und
Hypotheken der zurückliegenden zwei
Jahrzehnte konfrontiert, die eine (weitere)
Dynamik erheblich beeinträchtigen kön-
nen.

Dieses Problem ist Gegenstand des Bei-
trags. Die Überlegungen stützen sich un-
ter anderem auf eine von der Otto-Bren-
ner-Stiftung geförderte Studie (Behr et al.

2006), in der in den Jahren 2005 und 2006
insgesamt 1.113 Beschäftigte aus 39 Unter-
nehmen im Metall- und Elektrobereich in
allen fünf neuen Bundesländern befragt
wurden.3 Von der Durchführung der ers-
ten breiten Belegschaftsbefragung in den 
neuen Ländern versprachen wir uns nicht
nur differenzierte Erkenntnisse über De-
terminanten der Arbeitszufriedenheit, son-
dern auch Hinweise auf betriebspolitische
(vielleicht sogar – mit Blick auf Fragen zur
Standortentwicklung – gesellschaftspoliti-
sche) Strategien. Die These zur (einge-
schränkten) Zukunftsfähigkeit kann vor
diesem Hintergrund auf eine empirische
Basis gestellt und mit dem Fokus auf Un-
ternehmenskultur sowie insbesondere dem
Teilaspekt der innerbetrieblichen Aus-
tauschbeziehungen gehaltvoller und diffe-
renzierter diskutiert werden.

3
Unzufriedenheit über 
Entwicklungsmöglichkeiten

Fast durchweg bewerten die Arbeitnehmer
die individuellen Entwicklungs- und Mit-
bestimmungsmöglichkeiten als kritisch.
Die größte Unzufriedenheit – aber auch die
größten Unterschiede zwischen den unter-
schiedlichen Alters- und Berufsgruppen –
sind bei den Arbeitsbedingungen zu ver-
zeichnen, die sich auf den Anspruch einer
aktiven Teilhabe am Unternehmensgesche-
hen beziehen (Abbildung 1). Während die
meisten Beschäftigten mit dem beruflichen
Zuschnitt ihrer Tätigkeiten zufrieden sind
(ablesbar an den recht guten Werten für die
Möglichkeit, eigene Fähigkeiten einzubrin-
gen), häuft sich Kritik bei jenen Dimensio-
nen, die die Chancen beruflichen Fort-
kommens und die Entfaltungsmöglichkei-
ten beinhalten. Die eigenen Gestaltungs-
und Entscheidungsspielräume werden von

3 Im Rahmen der Erhebung nutzten wir 48 Fragen
(mit zahlreichen Unterfragen) zu folgenden The-
menkomplexen: Angaben zur Person, zur Berufs-
biografie und zur Position im Betrieb, Zufriedenheit
mit Arbeitsbedingungen, Belastungsfaktoren im
Unternehmen, Angaben zu Kollegen-, Vorgesetz-
ten- und Generationenbeziehungen im Unterneh-
men, berufliche Perspektiven im Unternehmen und
auf dem externen Arbeitsmarkt, Kündigungs- und
Abwanderungsbereitschaft, Partizipationsinteres-
sen und Einschätzung der Mitbestimmungsmög-
lichkeiten, Einstellung zur betrieblichen Mitbestim-
mung und zu Gewerkschaften.
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fast der Hälfte der Befragten (45 %) nega-
tiv beurteilt, 51 % der Befragten sind un-
zufrieden mit den Möglichkeiten zur Wei-
terbildung und 59 % mit den Aufstiegs-
möglichkeiten im Unternehmen. Beson-
ders der Umstand, dass fast die Hälfte der
Befragten ihre Arbeit als nicht ausreichend
anerkannt betrachtet, gibt Hinweise auf
deutliche Defizite in der Führungskultur
und Motivationspolitik der Unternehmen,
die, wie noch zu zeigen sein wird, stark mit
mangelnden Partizipationsangeboten ver-
knüpft sind.

Zugleich weist dies deutlich auf hohe
arbeitsinhaltliche Ansprüche der Fachar-
beiter hin, die weit über instrumentelle 
Arbeitsansprüche hinausgehen, wie sie lan-
ge als kennzeichnend für diese Beschäftig-
tengruppe galten. Die Verletzung der ex-
pressiven Bedürfnisse wird dann in beson-
derem Maße als Kränkung wahrgenom-
men.

Keine Beschäftigtengruppe ist mit der
Anerkennung der eigenen Leistung so un-
zufrieden wie die Facharbeiter (43 %). Im

Angestelltenbereich ist rund ein Drittel un-
zufrieden mit den Anerkennungspolitiken
seitens der Geschäftsführung.Auch bei den
Defiziten in der Wahrnehmung von Auf-
stiegsmöglichkeiten gibt es starke Status-
differenzen. Während nur 20 % der Fach-
arbeiter und auch nur 38 % der techni-
schen Angestellten damit zufrieden sind,
sind es bei den leitenden Angestellten 67 %.

4
Partizipations- und 
Anerkennungsdefizite 

Ein weiteres Problemfeld bildet die insge-
samt recht weitverbreitete Wahrnehmung
der Beschäftigten, lediglich als Arbeitskraft
„benutzt“ zu werden. So gibt immerhin ein
Drittel an, in den Beziehungen zum Vorge-
setzten primär auf die eigene Rolle als Ar-
beitskraft reduziert zu werden, während
sich nur etwa 40 % als Person gefördert se-
hen. Unter den Arbeitern findet sich sogar

eine Mehrheit, die davon ausgeht, nur oder
zumindest primär als Arbeitskraft zu zäh-
len. Technische Angestellte und leitende
Angestellte sind demgegenüber diejenigen,
die am stärksten die Erfahrung machen,
dass man sie von Vorgesetztenseite als Per-
son fördert und damit ihre Belange und 
beruflichen Entwicklungswünsche ernst
nimmt und unterstützt.

Die Geschäftsführung gehört (im Ge-
gensatz zu den unmittelbaren Vorgesetz-
ten) in der Regel nicht zum Nahbereich der
Beschäftigten mit großer sozialer Kontakt-
dichte. Das Management interveniert in
den meisten Unternehmen zwar nicht in
Gestalt hierarchischer Kontrollstrategien
und detaillierter Direktiven in die alltägli-
chen Arbeitsbezüge, greift aber in hohem
Maße auf seine Dispositionsgewalt zurück
und lässt den Beschäftigten nur geringe
Mitwirkungsmöglichkeiten an der betrieb-
lichen Entwicklung.

Wir haben die Beschäftigten gefragt,
welche Einwirkungsmöglichkeiten sie auf
die Entscheidungen der Geschäftsführung

Abb. 1: Beurteilung der Arbeitsbedingungen, des Betriebsklimas und der individuellen 
Entwicklungsmöglichkeiten - Anteil der Befragten in % -

eher zufrieden
sehr zufrieden

eher unzufrieden
sehr unzufrieden

Aufstiegsmöglichkeiten im
Unternehmen (N = 873)

Weiterbildungs-/Qualifizierungs-
möglichkeiten (N = 1.013)

eigene Gestaltungs-/Entscheidungs-
spielräume (N = 991)

Anerkennung meiner Leistung (N = 1.069)

Übernahme von Verantwortung (N = 990)

Einbringung eigener Fähigkeiten (N = 1.023)

Betriebsfeste o.Ä.  (N = 856)

Betriebsklima insgesamt  (N = 1.091)

Verhältnis zu Vorgesetzten  (N = 1.097)

Verhältnis zu Kollegen (N = 1.028)

Arbeitszeiten (N = 1.092)

Lohn-/Gehaltshöhe (N = 1.019 )

53

53

57

42

56

52

45

44

39

35

41

23

12

16

12

13

10

8

11

6

28

18

5

18

25

26

24

27

33

32

34

38

10

5

6

8

12

16

17

21

57

51

20

11

9

16

7

1

100 75 50 25 0 25 50 75 100

materielle Arbeitsbedingungen

Sozialbeziehungen

individuelle Entwicklungsmöglichkeiten

Quelle: Behr et al. 2006, S. 33.



557WSI Mitteilungen 10/2009

sparnisse als Rücklagen für Beschäfti-
gungskrisen aufzubauen, war kaum mög-
lich. Angesichts des fortgeschrittenen Al-
ters – die Träger des Nachwendepakts sind
heute zwischen 45 und 60 Jahre – hat sich
ihre Marktlage noch deutlich verschlech-
tert. In Zeiten von Hartz IV und Signalen
für einen Anstieg des Renteneintrittsalters
würde ein später Eintritt der Arbeitslosig-
keit die Beschäftigten noch um die wenigen
Ersparnisse und eine erträgliche Rente
bringen. Für die Arbeitgeber gibt es keinen
(rationalen) Grund, diese Beschäftigten-
gruppe besonders pfleglich zu behandeln
und ihre Leistung besonders anzuerken-
nen. Genau unter dieser fehlenden Aner-
kennung leiden viele Beschäftigte – auch
die 30-bis 45-Jährigen und die jungen Kol-
legen. Insbesondere die Facharbeiter aller
Altersgruppen fühlen sich oft nicht mehr
als „Partner“, sondern nur noch als funk-
tionales Element zur Leistungserbringung.

5
Die Hypothek der Ent-
behrungsbereitschaft

Wenn es so ist, dass das negative Image von
Industrieberufen bei jungen Menschen –
insbesondere bei Haupt- und Realschülern
– etwas mit den materialen Lebens- und
Arbeitsbedingungen von Industriebeschäf-
tigten zu tun hat und die Kolportage aus
dem Elternhaus in hohem Maße „image-
prägend“ ist, so sind die Antworten auf die
Frage, ob die Beschäftigten den ausgeübten
Beruf auch ihren Kindern empfehlen wür-
den, von großer Relevanz. Das Ergebnis ist
ziemlich deutlich: Über alle Beschäftigten-
gruppen hinweg würden nur 31 % ihren
Kindern den eigenen Beruf empfehlen, wo-
hingegen 41 % davon ausdrücklich abra-
ten.

Bei diesem Item fallen besonders große
Diskrepanzen zwischen leitenden Ange-
stellten und technischen Angestellten ei-
nerseits und gewerblichen Facharbeitern
sowie Un- und Angelernten andererseits
auf. Bei den Arbeitern zeigt sich – konfron-
tiert mit der Überlegung, dem Sohn oder
der Tochter ähnliche Berufserfahrungen
zumuten zu sollen – die Summe der kriti-
schen Faktoren der heutigen Arbeiter-
existenz. Während man sich selbst mit den
Verhältnissen arrangiert hat und – ange-
sichts der oft noch intakt gebliebenen zwi-
schenmenschlichen Beziehungen – auch

teren Facharbeiter sich weiter zurückzieht
und – in Perspektive auf den Renteneintritt
– in der inneren Kündigung überwintert.

Zusammenfassend kann man sagen: In
den vergangenen Jahren hat sich – durch
die guten Kollegenbeziehungen und die
positive ökonomische Entwicklung ka-
schiert – ein größeres Unzufriedenheitspo-
tenzial bei den ostdeutschen Industriebe-
schäftigten aufgebaut. Diese Unzufrieden-
heit ist besonders hoch bei allen Dimensio-
nen, die sich auf die eigenen beruflichen
Entwicklungsperspektiven und persönli-
chen Gestaltungsmöglichkeiten beziehen.
Die Beschäftigten vermissen in hohem
Maße eine angemessene Anerkennung für
ihre Leistung, sie klagen eine andere Infor-
mationspolitik und mehr Partizipations-
möglichkeiten ein. Die Arbeiter sind in fast
allen Belangen deutlich unzufriedener als
die Angestellten. Denn zweifellos sind für
die Herstellung qualitativ hochwertiger Er-
zeugnisse und für flexible Produktionspro-
zesse auch unter heutigen Bedingungen das
Engagement in der Fertigung und eine ho-
he Motivation der Arbeiter, ihr professio-
nelles Können in den Betrieb einzubrin-
gen, erforderlich.

Dies erkennen Geschäftsführer in In-
terviews interessanterweise ausdrücklich
an. Das Humankapital wird von ostdeut-
schen Unternehmern als zentraler „Er-
folgsfaktor“ bewertet (Behr/Schmidt 2005),
gepflegt wird es in der Regel aber nicht
(Behr/Engel 2001). Die betrieblichen So-
zialsysteme, die Führungsstrukturen und
Anerkennungspolitiken leiden in vielen
Unternehmen unter erheblichen Defiziten.

Die ostdeutschen Arbeitnehmer haben
sich nach der Wende überwiegend als akti-
ver Teil eines Überlebens- und Leistungs-
paktes gesehen. Das Management war in
hohem Maße auf die Mitmachbereitschaft
der Beschäftigten, auf ihre Flexibilität und
Bescheidenheit angewiesen. Betriebsräte
fühlten sich zum Teil als Co-Manager im
Prozess der betrieblichen Umstrukturie-
rung. Inzwischen sind aus recht fragilen
Betriebsteilen mit in ihre neue Rolle „ge-
worfenen“ Geschäftsführern relativ stabile
und erfolgreiche Unternehmen mit selbst-
bewussten Unternehmern geworden.Wäh-
rend sich der Status der Arbeitgeberseite
damit – gerade bei autonomen ostdeut-
schen Mittelständlern – massiv verbessert
hat, hat sich für die Beschäftigtenseite we-
nig geändert. Ihre Einkünfte haben sich in
den vergangenen Jahren nur geringfügig
nach oben entwickelt; davon größere Er-

haben. Die Antwortmöglichkeiten decken
das Spektrum von autoritären über kon-
sultative bis hin zu delegativen Führungs-
stilen ab. In der Gesamttendenz neigt sich
die Waage eindeutig in Richtung autokra-
tischer Führungsstile. Fast zwei Drittel aller
Befragten geben an, in Entscheidungen
nicht einbezogen zu werden. Die Möglich-
keit, die eigene Meinung zu äußern, bevor
Entscheidungen gefällt werden, sieht nur
ein Viertel der Befragten, einen hohen Grad
an eigenen Entscheidungskompetenzen
weniger als ein Zehntel.

Insgesamt 60 % der Vorarbeiter und
Meister und 73 % der Facharbeiter sehen
sich ohne Einfluss auf Entscheidungen der
Geschäftsführungen. Bemerkenswert ist,
dass das Fehlen von Mitspracherechten von
den Facharbeitern sehr viel stärker betont
wird als von den Angelernten. Hier kom-
men, spiegelbildlich zur Aufwertung vor al-
lem der technischen Angestellten nach der
Wende, die Erfahrungen der qualifizierten
Facharbeiter mit Statusverlust und mit
Einbußen an arbeitsprozesslicher Primär-
macht zum Tragen. Die angesichts von Ar-
beitslosigkeit und fehlenden beruflichen
Alternativen beträchtlich erweiterten auto-
ritären Durchgriffsmöglichkeiten der Ge-
schäftsführungen werden vor diesem Hin-
tergrund von den Facharbeitern beson-
ders negativ wahrgenommen. Wie oben
schon gezeigt wurde, ist dies am stärksten
mit dem bei allen Beschäftigtengruppen
verbreiteten Gefühl mangelnder Anerken-
nung der Leistung verbunden.

Es sind in ausgesprochen hohem Maß
die mit ihrer Arbeitssituation Unzufriede-
nen, die für sich keine Einflussmöglichkei-
ten auf Entscheidungen des Managements
sehen. Damit verdichtet sich das Bild einer
– freilich nach außen wenig auffälligen –
brüchigen Sozialintegration, mit kontra-
produktiven Effekten für die Aktivierung
von „Facharbeitertugenden“. Es gibt zwar
keine manifeste Legitimationskrise des 
betrieblichen Herrschafts- und Koopera-
tionssystems, wohl aber eine latente Moti-
vations- und Vertrauenskrise. Angst kann
dauerhaft nicht integrieren. Und die Tatsa-
che, dass man – anders als viele ehemalige
Kollegen – Arbeit hat, schafft angesichts der
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen
kein Commitment. Die innere Einstellung
der Beschäftigten zum Betrieb hat sich, so
unsere These, kaum wahrnehmbar unter
der Hand verändert. Die Distanz wächst.
Für die nächsten Jahre ist zu befürchten,
dass die große Gruppe der enttäuschten äl-
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positive Gesichtspunkte sieht, werden mit
Blick auf die eigenen Kinder die kritischen
objektiven Faktoren deutlicher gesehen. Sie
werden dann gleichsam ihrer sentimenta-
len Einbindung in Betriebsgeschichte, in
kollegiale Erfahrungen und in gelebte Ar-
beiterkultur entkleidet.Am häufigsten wer-
den die fehlende Anerkennung als Arbeiter,
die schlechten Arbeitsmarktchancen, die
Benachteiligung bei den Verdiensten ge-
genüber den Angestellten erwähnt.

Insgesamt ziehen viele Arbeiter ein sehr
kritisches Resümee ihrer Arbeitsexistenz,
sobald sie von den betriebsspezifischen
Komponenten abstrahieren. Diejenigen Be-
fragten, die den eigenen Beruf nicht emp-
fehlen würden, führen als Begründung die
harten Arbeitsbedingungen, die familien-
unfreundlichen Arbeitszeiten im Schicht-
betrieb, die geringe Entlohnung und die
fehlende Anerkennung an: „Als Arbeiter ist
man das Letzte“, „Wir Facharbeiter haben
zu geringe Löhne, Schichtarbeit, Lärm,
Staub, Kühlmitteldämpfe. Wer einen Blau-
mann trägt, hat in diesem Staat schon ver-
loren“, „Ohne Abitur und Studium kann
man heute nichts mehr werden“, „Wir ha-
ben einen hohen Leistungsdruck, Privat-
sphäre und Familie müssen sich zu stark
dem Unternehmen unterordnen“, so eine
Auswahl typischer Statements.

Dieser Befund erklärt möglicherweise
zu einem großen Teil die veränderten Be-
rufswahlorientierungen ostdeutscher Schü-
ler, wobei Industriebetriebe als potenzielle
Arbeitgeber von den jungen Menschen
weit weniger favorisiert werden, als es dem
aktuellen Beschäftigtenanteil und mehr
noch dem zukünftigen prozentualen Er-
satzbedarf entspricht.4

Angesichts dieser massiven – und auf
authentisches Erleben von Industriear-
beit beruhenden – Erfahrungskolportage,
scheint das Image für Arbeiterberufe im
verarbeitenden Gewerbe nachhaltig belas-
tet. Die Söhne und Töchter von Industrie-
beschäftigten – normalerweise die wich-
tigste Rekrutierungsbasis – vollziehen,
gleichsam stellvertretend für ihre Eltern,
die „Exit-Option“. Was die Eltern nicht
konnten, wünschen sie sich für ihre Kinder.
In gewisser Weise hat nicht nur die De-
industrialisierung unmittelbar nach der
Wende verbrannte Erde hinterlassen, son-
dern auch die arbeitspolitischen Versäum-
nisse in vielen ostdeutschen Industrie-
unternehmen. Angesichts der Verringe-
rung der Nachwuchskohorten infolge des
Geburtenausfalls nach der Wende und ei-

ner Verbesserung von Wahlmöglichkeiten
für die geburtenschwachen Nachwende-
jahrgänge ist dies eine schwere Hypothek.

6
Zukunftsfähig?

Die Blockade im System betrieblicher Aus-
tausch- und Kooperationsbeziehungen be-
droht damit die Zukunftsfähigkeit der ost-
deutschen Industrie, weil sie die Erosion je-
ner Facharbeitertugenden riskiert, derer sie
so dringend bedarf (Behr et al. 2008). Das
verarbeitende Gewerbe hat seine Integra-
tion in gesamtdeutsche und immer mehr
auch internationale  Wertschöpfungsketten
(also den Erfolg nach außen) letztlich mit
dem Preis der Desintegration nach innen
bezahlt. Die ostdeutsche Wirtschaft droht
den Erfolgsfaktor zu verspielen, wenn der
Attraktivitätsverlust der ostdeutschen In-
dustrie zu Rekrutierungsproblemen bei
Fachkräften führt. Das geringe Interesse
junger Menschen an Berufen des verarbei-
tenden Gewerbes – für die die Industrie oft
nur noch zweite oder dritte Wahl ist – kann
angesichts des zukünftigen Nachwuchs-
mangels zu einem erheblichen Entwick-
lungsproblem werden.5

Sinkt das Qualifikationsniveau der Be-
legschaften, verfügen die Unternehmen
nicht mehr über die gleichen Möglich-
keiten wie bisher, ihre Wettbewerbsposi-
tion als „qualitativ hochwertiger Problem-
löser“ zu erhalten. Das könnte sie zwingen,
auf neotayloristische Produktionskonzepte
umzusteigen, die sich, wie Burkart Lutz
(2008) ausführt, in der Konkurrenz zu
etablierten Massenproduzenten schnell als
„Sackgasse“ erweisen können.

Die Blockaden im System betrieblicher
Kooperationsbeziehungen hätten dann
deutliche negative Folgen für die Innova-
tions- und Wettbewerbsfähigkeit dieses
Schlüsselsektors. Anders als in den fast 20
Jahren nach der Wende wären die zentralen
kritischen Faktoren für die Unternehmen
nicht mehr nur ihre ökonomische Substanz
und die Fähigkeit, sich auf dem Markt zu
positionieren, sondern ebenso sehr ihre 
Attraktivität für Arbeitskräfte, die – bei
funktionsfähigen Arbeitsmärkten – nun-
mehr über Wahlmöglichkeiten innerhalb
und außerhalb der Region verfügen.

Wir gehen allerdings davon aus, dass
eine breitere Debatte über die Qualität von
Arbeitsbeziehungen, Kooperationsstilen

und Unternehmenskultur in den neuen
Ländern durch den Umbruch in den per-
sonalwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen – Rückgang des Erwerbspersonenpo-
tenzials und Verknappung des Angebots an
Facharbeitern – zu einer Stärkung des
Selbstbewusstseins der Beschäftigten füh-
ren wird und der Generationenwechsel bei
Arbeitern wie Führungskräften den Anteil
der Diskursoffenen auf beiden Seiten er-
höht. Die Aktivierung von Humanressour-
cen setzt im dritten Jahrzehnt nach der
Wende eine neue Kultur der Reziprozität
zwischen Arbeitgebern und Beschäftigten
voraus. Dann sind es die Unternehmen, die
vor der Alternative stehen: Zukunftsfähig
oder zwangsentschleunigt.

4 So haben wir im Rahmen einer anderen empiri-
schen Studie in Zwickau, dem Zwickauer Land und
dem Landkreis Aue Schwarzenberg, in Nordthürin-
gen, in Jena und in Dessau im Zeitraum zwischen
2004 und 2008 insgesamt rund 3.500 Schüler und
Schülerinnen in den Vorabgangs- und Abgangs-
klassen unter anderem danach gefragt, wo sie am
liebsten arbeiten würden. Kaum mehr als 14 % der
Jugendlichen würden gerne in der Industrie arbei-
ten, während rund 30 % im Öffentlichen Dienst
und weitere 35 % im Dienstleistungsgewerbe tätig
sein möchten. Auch die Landwirtschaft und das
Handwerk gelten nicht oder nicht mehr als attrak-
tive Arbeitgeber. Vor dem Hintergrund der vorlie-
genden Befunde wundert es wenig, wenn Abitu-
rienten (deren Väter Ingenieure sind) ein größeres
Interesse an Industrieberufen aufbringen als
Haupt- und Realschüler (Behr et al 2009).

5 Diese Befürchtung steht in Zusammenhang mit der
Tatsache, dass das ostdeutsche Beschäftigungs-
system in den nächsten Jahren mit den Folgen des
singulären Geburtenrückgangs nach der Wende
konfrontiert ist. Durch den Umbruch auf dem Ar-
beitsmarkt droht der „Erfolgsfaktor Humankapi-
tal“ ohnehin knapp zu werden. Zwischen 2005
und 2025 wird sich die Bevölkerung in den neuen
Ländern um etwa 15 % verringern, das Erwerbs-
personenpotenzial jedoch um 30 %. Besonders
stark schrumpft die Altersgruppe der 15-bis 45-
Jährigen und zwar von 39 % auf 30 % im Jahr
2020. Während der Anteil der Menschen in der 
Altersgruppe 65+ im Verhältnis zu den 15- bis 45-
Jährigen im Jahr 2005 gerade einmal 50 % aus-
machte, wird er im Jahr 2035 bei 140 % liegen
(Quellen: Thüringer Landesamt für Statistik und
statistisches Bundesamt). Das Fatale: Ausgerechnet
in den 15 Jahren zwischen 2010 und 2025, in de-
nen besonders viele ältere Erfahrungsträger (die
Helden der Nachwendezeit) in Rente gehen, ste-
hen besonders wenig junge Menschen zur Verfü-
gung. 
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